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AUS RHEINHESSEN UND DER PFAL Z

Praxisnahe Einblicke zu  
Kulturlandschaften im Wandel
ASG-Tagung dieses Jahr in Köln

Welchen Herausforderungen in ländlichen Räumen begegnet werden 
muss und wie deren Gestaltung erfolgt, dafür bot die Frühjahrstagung 
der Agrarsozialen Gesellschaft (ASG) Anfang Juni in Köln praxisna-
he Einblicke aus verschiedenen Perspektiven. Auch Instrumente der 
Förderpolitik sowie Aspekte des Hochwasserschutzes wurden be-
leuchtet. 

„Was wir als Natur erleben, ist 
vom Menschen beeinflusst und 
geschaffen“, so Wolfgang Rei-
mer, Vorsitzender des Vorstands 
der Agrarsozialen Gesellschaft in 
seiner Begrüßung. Das Thema 
der Tagung „Kulturlandschaften 
im Wandel“ gehe von dieser Prä-
misse aus., wobei der menschli-
che Eingriff in den vergangenen 
Jahrhunderten trotz punktueller 
ökologischer Katastrophen die 
Artenvielfalt erhöht und Lebens-
raum für ein breites Spektrum 
von Pflanzen und Tiergemein-
schaften geschaffen habe. Der 
Kipppunkt werde mit der Inten-
sivierung der Landwirtschaft in 
den 1960er Jahren (Stichwort 
Mansholt-Plan) verbunden. 

Konflikte entstehen bei 
gefühltem Heimatverlust 

Prof. Dr. Kühne, Universität 
Tübingen, gab einführend einen 
Einblick in die unterschiedlichen 
Vorstellungen und Bewertungs-
muster von Landschaft. „Men-
schen mit unterschiedlicher So-
zialisation und Kultur sehen in 
einem Raum eine ganz andere 
Landschaft“, so Kühne. Diese 
Unterschiede in den individuel-
len Wahrnehmungen zu erken-
nen, sei grundlegend dafür, be-
stehende Konflikte bei Eingriffen 
und Veränderungen in die Land-
schaft, zum Beispiel dem Bau von 
Windkraftanlagen, besser zu 
verstehen und zwischen den be-
teiligten Akteuren zu vermitteln. 

Wenn sich physische Grund-
lagen veränderten, führe dies 
immer zu Unbehagen und werde 
als Heimatverlust empfunden, 
unabhängig davon, ob es sich um 
eine Industrie- oder ländliche 
Landschaft handele. Proteste 
und Konflikte beinhalten jeweils 
spezifische räumliche Ausprä-
gungen. Gleichwohl müsse bei-
spielsweise die Aussage „not in 
my backyard“ eine Konkretisie-

rung erfahren, da die räumliche 
Verteilung von Bürgerinitiativen 
nicht der Raumstruktur von 
Energieanlagen entspräche. 

Der Widerstand gegen Land-
schaftsveränderungen könne als 
Ausdruck der Legitimations- 
und Partizipationskrise der Po-
litik gesehen werden. 40 Prozent 
der Konflikte seien sehr lokal 
geprägt. Dadurch werde es im-
mer schwieriger, Konflikte zu 
erklären. Eine Unterdrückung 
oder Lösung von Landschafts-
konflikten sei nicht möglich, nur 
deren Regelung zwischen den 
Konfliktparteien. Dafür bildeten 
lokale Partizipationsprozesse die 
Voraussetzung. 

In der europäischen For-
schungs- und Agrarpolitik beste-
he Einigkeit darüber, dass zur 
Bewältigung der gesellschaftli-
chen Herausforderungen Inno-
vationen gebraucht würden, 
knüpfte Dr. Susanne Freifrau 
von Münchhausen, Hochschule 
für Nachhaltige Entwicklung 
Eberswalde, an. Innovationen 
umfassten immer auch soziale, 
wirtschaftliche, organisatorische 
oder politische Prozesse. Auf 
dieser Grundlage gab Dr. von 
Münchhausen konkrete Einbli-
cke in die Ko-Innovationsförde-
rung der Gemeinsamen Agrar-
p o l i t i k  ( G A P ) .  I n  d e r 
EU-Förderung böte das AKIS-
Konzept (Agricultural Know-
ledge and Innovation Systems) 
als Wissens- und Innovationssys-
tem für die Landwirtschaft den 
Rahmen für die Entstehung und 
Verbreitung von Innovationen. 
Hier sei das EIP-Agri Konzept 
ein Bestandteil. Im Mittelpunkt 
stehe die Kooperation von Wis-
senschaft und landwirtschaftli-
cher Praxis, um Innovationen 
gezielt voranzubringen. Ent-
scheidend sei, entsprechende 
(Zeit-)Ressourcen für die Ab-
stimmung und Kommunikation 
vor allem bei Interessenskonflik-

ten, die unvermeidbar seien, ein-
zuplanen. Mit Verweis auf die 
hohen Fördersummen (2013-
2020: rund eine Mrd. Euro) be-
legte Dr. von Münchhausen den 
hohen Stellenwert des Ansatzes 
der Ko-Innovation, der in der 
Förderperiode 2023-2028 weiter 
ausgebaut werden soll. Proble-
matisch stellten sich jedoch die 
administrativen Anforderungen 
dar. 

Vorteile multifunktionaler 
Agrarlandschaftsnutzung

Prof. Dr. Klaus Müller, Leib-
niz-Zentrum für Agrarland-
schaftsforschung (ZALF), erläu-
terte das Potenzial einer 
multifunktionalen Agrarland-
schaftsnutzung mit Agri-Photo-
voltaik (Agri-PV). Landwirt-
schaftliche Flächen seien ein 
knappes Gut, Flächenverluste 
durch Versiegelung seien gestie-
gen. Im Kontext der Energie-
wende führe die Nutzung land-
wirtschaftlicher Flächen, vor 
allem bei hoher Bodenqualität, 
durch den Bau von PV-Anlagen 
zu erheblichen Konflikten. 

Durch neue Flächenansprüche 
und Nutzungskonkurrenzen 
würden Pachtpreise steigen, in  
Brandenburg lägen diese in man-
chen Gegenden zwischen 5 000 
und 6 000 Euro je Hektar. Mit 
PV-Anlagen sei viel mehr Ener-
gie zu produzieren als mit Bio-
gasanlagen, die mit Mais „gefüt-
tert“ werden. Letztendlich werde 
die Landschaft durch PV-Frei-
flächenanlagen aber zu „blauen 
Wiesen“ oder sogar „blauen 
Wüsten“, so Müller. Agri-PV 
ermöglichten hingegen eine 
Mehrfachnutzung von Flächen, 
so etwa beim Einsatz in Apfel-
baumplantagen oder im Wein-
bau. Die Agri-PV-Anlage diene 
dabei auch als Hagelschutz, sor-
ge für Schatten und einen Was-
serausgleich. Daher könne Agri-
PV auch bei der Anpassung der 
Landwirtschaft an den Klima-
wandel eine Rolle spielen und 
zugleich Erträge sichern. In der 
Anwendung sei die Technologie 
nicht kompliziert. Sie biete für 
landwirtschaftliche Betriebe eine 
Chance, sich als Innovationsträ-
ger weiterzuentwickeln und tra-
ge auch zu Wertschöpfung und 
Diversifizierung bei. Große PV-
Anlagen entstünden derzeit un-
abhängig von EEG-Förderung 
überall in der Kulturlandschaft, 

fasste Müller zusammen. Es gehe 
daher nicht mehr um das „ob“, 
sondern um das „wie“. Agri-PV 
könne auch zu mehr Akzeptanz 
führen, da sie neben der Produk-
tion von grünem Strom auch 
Beiträge zum Biodiversitäts-
schutz leiste und die Energie-
wende auf eine breitere gesell-
schaftliche Basis stelle.

Uwe Widerek, Stadtentwässe-
rungsbetriebe Köln, erläuterte 
ausgehend von den Hochwasse-
rereignissen am Rhein in den 
1990er Jahren die hohe Bedeu-
tung des überregionalen Hoch-
wasserschutzes und -manage-
ments. Durch seine Begradigung 
seit dem 19. Jahrhundert sowie 
die Bebauung und Eindeichung 
der Uferbereiche seien natürli-
che Überschwemmungsflächen 
verloren gegangen. Daher wären 
in der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochwasserschutz bereits 40 
Bauten entlang des Rheins fer-
tiggestellt oder in Planung. Mit 
einem zu 100 Prozent vom Land 
NRW geförderten Großprojekt 
in Köln-Worringen würden wei-
tere Schutzflächen gewonnen. Es 
laufe ein Planfeststellungsverfah-
ren mit circa 225 Mio. Kosten 
für den Bau eines neuen Reten-
tionsraums, der eine zielführen-
de Steuerung im Falle eines 
Hochwasserereignisses ermögli-
che. Als Kipppunkt werde der 
Jahrhundertwasser-Stand von 
11,70 m festgelegt und das Was-
ser könne schwallartig eindrin-
gen. Dies bringe eine maximale 
Absenkung und führe dazu, die 
Evakuierungszeiten für die Be-
völkerung bis zu 14 Stunden zu 
verlängern. Bei einer Flutung des 
Retentionsraums müsse eine 
Bundesstraße, die durch das Ge-
biet laufe, gesperrt werden. Der 
Grundwasserstand würde steigen 
und in die Bebauung eindringen.
Er erklärte, dass in dem Groß-
projekt viele Themen, etwa Na-
turschutz, zu gestalten und un-
terschiedliche Gruppen von der 
Landschaftsveränderung betrof-
fen seien. Daher käme es zu In-
teressenskonflikten. Zudem sei-
en Innenraumanlieger zu 
entschädigen und erforderliche 
Ausgleichsmaßnahmen umzuset-
zen. In einem eigenen Info-Büro 
werde Öffentlichkeitsarbeit für 
die Aufklärung der Bevölkerung 
umgesetzt mit dem Ziel, die Ak-
zeptanz zu verbessern. Denn das 
Risiko Hochwasser müsse bewäl-
tigt werden.  asg


